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Verfassungsgerichtshof 

 

 

ÜBERSETZUNG 

Entscheid Nr. 29/2026 

vom 5. März 2026 
Geschäftsverzeichnisnr. 8589 

AUSZUG 

 

 

 In Sachen: Vorabentscheidungsfrage in Bezug auf Artikel 27 der Ordonnanz der Region 

Brüssel-Hauptstadt vom 12. Dezember 2016 « zur Festlegung des zweiten Teils der 

Steuerreform » und Artikel 6 der Ordonnanz der Region Brüssel-Hauptstadt vom 

23. November 2017 « zur Festlegung der gesetzgeberischen Anpassungen im Hinblick auf die 

Übernahme des Dienstes des Immobiliensteuervorabzugs durch die Region 

Brüssel-Hauptstadt » (Abänderungen von Artikel 257 des EStGB 1992), gestellt vom 

französischsprachigen Gericht erster Instanz Brüssel. 

 

 

 Der Verfassungsgerichtshof, 

 

 zusammengesetzt aus den Präsidenten Pierre Nihoul und Luc Lavrysen, und den Richtern 

Thierry Giet, Michel Pâques, Yasmine Kherbache, Willem Verrijdt und Magali Plovie, unter 

Assistenz des Kanzlers Nicolas Dupont, unter dem Vorsitz des Präsidenten Pierre Nihoul, 

 

 erlässt nach Beratung folgenden Entscheid: 

 

 

  I.  Gegenstand der Vorabentscheidungsfrage und Verfahren 

 

 In seinem Urteil vom 7. November 2025, dessen Ausfertigung am 1. Dezember 2025 in 

der Kanzlei des Gerichthofes eingegangen ist, hat das französischsprachige Gericht erster 

Instanz Brüssel folgende Vorabentscheidungsfrage gestellt:  

 

 « Verstoßen die Bestimmungen von Artikel 27 der Ordonnanz der Region 

Brüssel-Hauptstadt vom 12. Dezember 2016 zur Festlegung des zweiten Teils der Steuerreform 

und Artikel 6 der Ordonnanz der Region Brüssel-Hauptstadt vom 23. November 2017 zur 

Festlegung der gesetzgeberischen Anpassungen im Hinblick auf die Übernahme des Dienstes 

des Immobiliensteuervorabzugs durch die Region Brüssel-Hauptstadt gegen die Regeln der 

Zuständigkeitsverteilung in Steuersachen zwischen dem Föderalstaat, den Gemeinschaften und 

den Regionen im Bereich des Immobiliensteuervorabzugs, so wie sie in den Bestimmungen von 

Artikel 4 § 2 des Sondergesetzes vom 16. Januar 1989 bezüglich der Finanzierung der 

Gemeinschaften und Regionen enthalten sind, indem Artikel 27 der Ordonnanz der Region 

Brüssel-Hauptstadt vom 12. Dezember 2016 und Artikel 6 der Ordonnanz der Region 
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Brüssel-Hauptstadt vom 23. November 2017 in dieser Region die proportionale Ermäßigung 

des Immobiliensteuervorabzugs wegen Nichtproduktivität, wegen des Nichtvorhandenseins 

von Einkünften aus einer Immobilie und/oder wegen des Verlustes solcher Einkünfte endgültig 

aufheben und dadurch die Eigenart und den Steuertatbestand des Immobiliensteuervorabzugs 

ändern, und zwar im Widerspruch zu den Bestimmungen von Artikel 4 § 2 des Sondergesetzes 

vom 16. Januar 1989 bezüglich der Finanzierung der Gemeinschaften und Regionen, denen 

zufolge die Regionen nur befugt sind, den Steuersatz, die Besteuerungsgrundlage und die 

Befreiungen vom Immobiliensteuervorabzug zu ändern, unter Ausschluss seines 

Steuertatbestands? ». 

 

 

 Am 16. Dezember 2025 haben die referierenden Richter Michel Pâques und 

Yasmine Kherbache in Anwendung von Artikel 72 Absatz 1 des Sondergesetzes vom 

6. Januar 1989 über den Verfassungsgerichtshof den Gerichtshof davon in Kenntnis gesetzt, 

dass sie dazu veranlasst werden könnten, vorzuschlagen, die Untersuchung der Rechtssache 

durch einen Vorverfahrensentscheid zu erledigen. 

 

(…) 

 

 

  III.  Rechtliche Würdigung 

 

(…) 

 

 In Bezug auf die fraglichen Bestimmungen 

 

 B.1.  Die Vorabentscheidungsfrage bezieht sich auf Artikel 27 der Ordonnanz der Region 

Brüssel-Hauptstadt vom 12. Dezember 2016 « zur Festlegung des zweiten Teils der 

Steuerreform » (nachstehend: Ordonnanz vom 12. Dezember 2016) und Artikel 6 der 

Ordonnanz der Region Brüssel-Hauptstadt vom 23. November 2017 « zur Festlegung der 

gesetzgeberischen Anpassungen im Hinblick auf die Übernahme des Dienstes des 

Immobiliensteuervorabzugs durch die Region Brüssel-Hauptstadt » (nachstehend: Ordonnanz 

vom 23. November 2017), insofern diese Bestimmungen die Möglichkeit ausschließen, einen 

Erlass beziehungsweise eine proportionale Ermäßigung des Immobiliensteuervorabzugs im 

Falle der Nichtbenutzung oder Nichtproduktivität zu erhalten. 

 

 B.2.1.  Vor seiner Aufhebung durch den fraglichen Artikel 27 der Ordonnanz vom 

12. Dezember 2016 bestimmte Artikel 257 Nr. 4 des Einkommensteuergesetzbuches 1992 

(nachstehend: EStGB 1992): 
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 « Auf Antrag des Steuerpflichtigen werden folgende Ermäßigungen gewährt: 

 

 [...] 

 

 4.  ein Erlass beziehungsweise eine proportionale Ermäßigung des 

Immobiliensteuervorabzugs in dem Maße, wie das steuerpflichtige Katastereinkommen 

aufgrund von Artikel 15 verringert werden kann ». 

 

 Artikel 15 des EStGB 1992, auf den im vorerwähnten Artikel 257 Nr. 4 verwiesen wird, 

bezieht sich auf die Verringerung des Katastereinkommens. In der vor seiner Abänderung durch 

das Gesetz vom 17. Februar 2021 « zur Abänderung des Einkommensteuergesetzbuches 1992 

in Bezug auf im Ausland gelegene unbewegliche Güter » geltenden Fassung bestimmte dieser 

Artikel 15: 

 

 « § 1.  Das Katastereinkommen wird proportional zu Dauer und Ausmaß der 

Nichtbenutzung, Inaktivität oder Ertraglosigkeit verringert: 

 

 1.  wenn ein nicht möbliertes bebautes unbewegliches Gut während mindestens neunzig 

Tagen des Jahres ungenutzt und ertraglos war, 

 

 2.  wenn Material und Ausrüstung oder ein Teil davon, der mindestens 25 Prozent ihres 

Katastereinkommens darstellt, während mindestens neunzig Tagen des Jahres inaktiv geblieben 

sind, 

 

 3.  wenn ein bebautes unbewegliches Gut oder Material und Ausrüstung oder ein Teil 

davon, der mindestens 25 Prozent ihres Katastereinkommens darstellt, zerstört wurden. 

 

 § 2.  Die Bedingungen für die Verringerung müssen pro Katasterparzelle oder pro Teil 

einer Katasterparzelle beurteilt werden, wenn ein solcher Teil entweder eine getrennte 

Wohnung oder eine Produktions- oder Betriebsabteilung beziehungsweise -unterabteilung 

bildet, die getrennt funktionieren oder als getrennt funktionierend betrachtet werden kann, oder 

aber eine Einheit, die von anderen Gütern oder Teilen, die die Parzelle bilden, getrennt werden 

kann und getrennt im Kataster eingetragen werden kann ». 

 

 B.2.2.  Vor Inkrafttreten der Ordonnanz vom 12. Dezember 2016 war der Erlass 

beziehungsweise die proportionale Ermäßigung des Immobiliensteuervorabzugs im Falle der 

Nichtbenutzung oder Nichtproduktivität in der Region Brüssel-Hauptstadt geregelt in der 

Ordonnanz vom 23. Juli 1992 « über den Immobiliensteuervorabzug » (nachstehend: 

Ordonnanz vom 23. Juli 1992), in die durch die Ordonnanz vom 13. April 1995 « zur 

Abänderung der Ordonnanz vom 23. Juli 1992 über den Immobiliensteuervorabzug » 

(nachstehend: Ordonnanz vom 13. April 1995) ein Artikel 2bis eingefügt worden war. Dieser 

Artikel 2bis sah abweichend vom vorerwähnten Artikel 257 Nr. 4 des EStGB 1992 zusätzliche 
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Bedingungen vor, um einen solchen Erlass beziehungsweise eine solche proportionale 

Ermäßigung zu erhalten. 

 

 B.2.3.  Artikel 257 Nr. 4 des EStGB 1992 und die Ordonnanz vom 23. Juli 1992 wurden 

jeweils durch die Artikel 27 und 28 der Ordonnanz vom 12. Dezember 2016 aufgehoben, und 

zwar ab dem Steuerjahr 2017 (Artikel 42 Absatz 4 und 43 der Ordonnanz vom 

12. Dezember 2016). 

 

 Der fragliche Artikel 27 der Ordonnanz vom 12. Dezember 2016 bestimmt: 

 

 « Dans l’article 257 du [CIR 1992], les mots ‘ 4° remise ou modération proportionnelle du 

précompte immobilier dans la mesure où le revenu cadastral imposable peut être réduit en vertu 

de l’article 15 ’ sont abrogés. Le point-virgule qui précède ces termes est transformé en point ». 

 

 Die Ordonnanz vom 12. Dezember 2016 ist Teil « einer grundlegenden Steuerreform, die 

darauf abzielt, das Steuerwesen in Brüssel weniger komplex, gerechter und günstiger für 

Brüsseler und Unternehmer in Brüssel zu machen. Es soll insbesondere eine Verschiebung von 

der Besteuerung von Arbeit hin zu der Besteuerung von Immobilien erfolgen. Diese gesamte 

Steuerreform findet in einem budgetär neutralen Rahmen statt » (Parl. Dok., Parlament der 

Region Brüssel-Hauptstadt, 2016-2017, A-429/1, S. 1). 

 

 In Bezug auf Artikel 27 der Ordonnanz vom 12. Dezember 2019 heißt es in der 

Begründung: 

 

 « Cet article supprime la réduction du précompte immobilier pour inoccupation et 

improductivité (C.I.R., Article 257, 4°). Pour rappel, depuis 1995, l’octroi de cette réduction 

était déjà conditionné à un certain nombre de conditions supplémentaires afin que ne soit 

concernée que l’inoccupation visant à faire des travaux pour rendre un immeuble insalubre mais 

améliorable habitable (voyez l’ordonnance du 23 juillet 1992 relative au précompte immobilier, 

telle que modifiée par l’ordonnance du 13 avril 1995). En raison d’un arrêt de la Cour 

constitutionnelle du 19 décembre 2002, (arrêt n° 187/2002), cette réduction fut cependant 

étendue aux habitations bien entretenues, inoccupées en raison de circonstances exceptionnelles 

indépendantes de la volonté du contribuable » (ebenda, S. 18). 

 

 Die Folge der Aufhebung von Artikel 257 Nr. 4 des EStGB 1992 durch den fraglichen 

Artikel 27 der Ordonnanz vom 12. Dezember 2016 ist, dass seit dem Steuerjahr 2017 in der 

Region Brüssel-Hauptstadt jede Möglichkeit ausgeschlossen ist, einen Erlass oder eine 

proportionale Ermäßigung des Immobiliensteuervorabzugs bei Nichtbenutzung oder 
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Nichtproduktivität zu erhalten (Entscheid Nr. 57/2023 vom 30. März 2023, 

ECLI:BE:GHCC:2023:ARR.057, B.5.1). 

 

 B.2.4.  Der fragliche Artikel 6 der Ordonnanz vom 23. November 2017, der ab dem 

Steuerjahr 2018 in Kraft getreten ist (Artikel 18 Absatz 1 dieser Ordonnanz), hat den Text von 

Artikel 257 des EStGB 1992 vollständig ersetzt. Diese neue Bestimmung sieht auch keine 

Möglichkeit vor, einen Erlass beziehungsweise eine proportionale Ermäßigung des 

Immobiliensteuervorabzugs im Falle der Nichtbenutzung oder Nichtproduktivität zu erhalten. 

 

 

 Zur Hauptsache 

 

 B.3.  Aus dem Wortlaut der Vorabentscheidungsfrage und der Begründung der 

Vorlageentscheidung geht hervor, dass das vorlegende Rechtsprechungsorgan den Gerichtshof 

im Wesentlichen fragt, ob Artikel 27 der Ordonnanz vom 12. Dezember 2016 und Artikel 6 der 

Ordonnanz vom 23. November 2017, insofern sie die Möglichkeit ausschließen, einen Erlass 

beziehungsweise eine proportionale Ermäßigung des Immobiliensteuervorabzugs im Falle der 

Nichtbenutzung oder Nichtproduktivität zu erhalten, mit Artikel 4 § 2 des Sondergesetzes vom 

16. Januar 1989 bezüglich der Finanzierung der Gemeinschaften und Regionen (nachstehend: 

Sondergesetz vom 16. Januar 1989) vereinbar sind. 

 

 B.4.1.  Artikel 3 Absatz 1 Nr. 5 des Sondergesetzes vom 16. Januar 1989, ersetzt durch das 

Sondergesetz vom 13. Juli 2001 zur Refinanzierung der Gemeinschaften und Erweiterung der 

steuerlichen Befugnisse der Regionen (nachstehend: Sondergesetz vom 13. Juli 2001), 

bestimmt: 

 

 « Folgende Steuern sind Regionalsteuern:  

 

 [...]  

 

 5.  der Immobiliensteuervorabzug, 

 

 [...] ». 

 

 Artikel 4 § 2 des Sondergesetzes vom 16. Januar 1989, ersetzt durch das Sondergesetz vom 

13. Juli 2001, bestimmt: 
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 « Die Regionen sind befugt, den Steuersatz, die Besteuerungsgrundlage und die 

Befreiungen von der in Artikel 3 Absatz 1 Nr. 5 erwähnten Steuer zu ändern. Sie dürfen jedoch 

nicht das föderale Katastereinkommen ändern. Die gemeinsame Verwaltung der Daten der 

patrimonialen Dokumentation erfolgt im Wege eines Zusammenarbeitsabkommens im Sinne 

von Artikel 92bis § 3 des Sondergesetzes vom 8. August 1980 zur Reform der Institutionen ». 

 

 B.4.2.  Durch die Artikel 3, 4 und 5 des Sondergesetzes vom 16. Januar 1989 wird den 

Regionen eine allgemeine Zuständigkeit für die in diesen Artikeln erwähnten Steuern erteilt. 

Insofern sie nichts anderes bestimmt haben, ist davon auszugehen, dass der Verfassungsgeber 

und der Sondergesetzgeber den Regionen die vollständige Zuständigkeit zur Festlegung der 

Regeln in Bezug auf den Steuersatz, die Besteuerungsgrundlage und die Befreiungen von der 

in Artikel 3 Absatz 1 Nr. 5 erwähnten Steuer erteilen, ohne dass sie das föderale 

Katastereinkommen ändern können. 

 

 B.4.3.  Die Regionen sind nicht dazu befugt, den Steuergegenstand der Steuer den 

Immobiliensteuervorabzug zu ändern. Es obliegt dem föderalen Gesetzgeber, den 

Steuergegenstand durch ein mit Sondermehrheit angenommenes Gesetz festzulegen. 

 

 Der Sondergesetzgeber hat den Steuergegenstand der in Artikel 3 des Sondergesetzes vom 

16. Januar 1989 angeführten Steuern und Abgaben sowohl in Bezug auf den mit einfacher 

Mehrheit beschließenden Föderalgesetzgeber als auch in Bezug auf die Regionalgesetzgeber 

gewissermaßen eingefroren (siehe im diesem Sinne Gutachten der Gesetzgebungsabteilung des 

Staatsrats vom 16. September 1992 über den Vorschlag eines Sondergesetzes zur Abänderung 

des Sondergesetzes vom 16. Januar 1989 (Parl. Dok., Kammer, 

Sondersitzungsperiode 1991-1992, Nr. 604/2, SS. 5 und 6)). 

 

 Der Steuergegenstand ist das Element, das Anlass zur Besteuerung gibt, die Lage oder das 

Faktum, die Anlass geben zu der Tatsache, dass die Steuer geschuldet ist. Der Steuergegenstand 

unterscheidet sich von der Besteuerungsgrundlage (« Steuerbemessungsgrundlage », die die 

Grundlage dessen ist, worauf die Steuer berechnet wird. 

 

 Den Steuergegenstand des Immobiliensteuervorabzugs bilden die Einkünfte aus in Belgien 

gelegenen Immobilien (Artikel 249 des EStGB 1992). 
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 B.5.1.  In seinem Entscheid Nr. 78/93 vom 9. November 1993 

(ECLI:BE:GHCC:1993:ARR.078) hat der Gerichtshof sich zu Nichtigkeitsklagen geäußert, die 

sich gegen Artikel 50 und 51 des Dekrets des Flämischen Rates « über verschiedene 

Bestimmungen zur Begleitung des Haushaltes 1992  » richteten. Diese Bestimmungen 

« [hoben] mit Wirkung vom Veranlagungsjahr 1992 den Erlass bzw. die anteilige Senkung der 

Grundsteuer auf, die vorher gewährt werden konnte, falls ein unmöbliertes bebautes 

Grundstück im Laufe des Veranlagungsjahres mindestens neunzig Tage lang völlig unbenutzt 

geblieben war und keinerlei Erträge abgeworfen hatte » (B.2). Der Gerichtshof hat sich 

insbesondere zu der Frage geäußert, ob diese Bestimmungen in die Zuständigkeit eingriffen, 

über die die Föderalbehörde seinerzeit zur Festlegung der Steuerbemessungsgrundlage des 

Immobiliensteuervorabzugs verfügte. Der Gerichtshof hat geurteilt:  

 

 « B.2.  Die angefochtenen Artikel 50 und 51 des Dekrets des Flämischen Rates vom 

25. Juni 1992 heben mit Wirkung vom Veranlagungsjahr 1992 den Erlaß bzw. die anteilige 

Senkung der Grundsteuer auf, die vorher gewährt werden konnte, falls ein unmöbliertes 

bebautes Grundstück im Laufe des Veranlagungsjahres mindestens neunzig Tage lang völlig 

unbenutzt geblieben war und keinerlei Erträge abgeworfen hatte. Die klagenden Parteien 

machen die Verletzung von Artikel 4 § 4 des Sondergesetzes vom 16. Januar 1989 bezüglich 

der Finanzierung der Gemeinschaften und Regionen geltend.  

 

 B.3.1.  Nach Artikel 3 Absatz 1 5° des Sondergesetzes vom 16. Januar 1989 bezüglich der 

Finanzierung der Gemeinschaften und Regionen ist die Grundsteuer eine Regionalsteuer. Laut 

Artikel 3 Absatz 2 des vorgenannten Finanzierungssondergesetzes unterliegen die 

Regionalsteuern den Artikeln 4 bis 11 desselben Gesetzes.  

 

 Artikel 4 § 2 des Finanzierungssondergesetzes bestimmt zwar, daß die Regionen dafür 

zuständig sind, den ‘ Steuersatz ’ und die ‘ Befreiungen ’ von der Grundsteuer zu ‘ ändern ’, 

aber die ‘ Festlegung der Bemessungsgrundlage ’ der Grundsteuer ist kraft Artikel 4 § 4 des 

vorgenannten Gesetzes Sache des föderalen Gesetzgebers.  

 

 B.3.2.  Die Bemessungsgrundlage der Grundsteuer ist der Katastralertrag. Der 

Katastralertrag entspricht der durchschnittlichen, normalen, jährlichen Nettomiete, die eine 

unbewegliche Sache nach der Schätzung der Katasterverwaltung einbringen könnte. Dieser 

Katastralertrag wird gemäß den Artikeln 361 ff. des Einkommensteuergesetzbuches 

(Artikel 472 ff. EStGB 1992) für alle in Belgien gelegenen, bebauten oder unbebauten 

Grundstücke sowie für das Material und die Anlagen, die wegen ihrer Art oder Bestimmung als 

unbewegliche Sachen gelten, festgesetzt. Der Katastralertrag wird - vorbehaltlich 

außerordentlicher oder besonderer Anpassungen - grundsätzlich im Wege des allgemeinen 

Ausgleichs alle zehn Jahre festgesetzt.  

 

 Laut den Vorarbeiten beruht das Verbleiben der Festlegung der 

Grundsteuerbemessungsgrundlage im föderalen Zuständigkeitsbereich auf der Erwägung, daß 

‘ (die Festsetzung) des Katastralertrages nämlich einen sehr großen Verwaltungsaufwand 

erfordert; seine Regionalisierung würde diesen Aufwand um ein Vielfaches vergrößern. 
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Außerdem wird der Katastralertrag bei mehreren nationalen Steuern verwendet, weshalb es 

nicht angebracht wäre, ihn zu regionalisieren ’ (Begründungsschrift, Parl. Dok., Kammer, 

1988-1989, Nr. 635/1, S. 8). 

 

 Indem der Sondergesetzgeber im Bereich der Grundsteuer die ‘ Festlegung der 

Bemessungsgrundlage ’ in Artikel 4 § 4 des Finanzierungssondergesetzes vom 16. Januar 1989 

dem föderalen Gesetzgeber vorbehalten hat, hat er lediglich verhindern wollen, daß der 

einheitlichen Vorgehensweise der Katasterverwaltung bei der Festsetzung des Katastralertrages 

aller in Belgien gelegenen unbeweglichen Sachen gemäß den Artikeln 361 ff. des 

Einkommensteuergesetzbuches (Artikel 472 ff. EStGB 1992) Abbruch getan wird.  

 

 B.3.3.  Den Vorarbeiten zufolge ist der in Artikel 4 des Finanzierungssondergesetzes vom 

16. Januar 1989 enthaltene Ausdruck ‘ Befreiung ’ auszulegen ‘ wie ein Gattungsname, der 

sowohl Befreiungen und Steuerfreiheit als auch Ermäßigungen und Abzüge umfaßt ’ 

(Erklärung des Finanzministers, aufgenommen in den Bericht, Parl. Dok., Kammer, 

1988-1989, Nr. 635/18, S. 271).  

 

 Der Begriff ‘ Befreiung ’ im vorgenannten Artikel 4 hat somit eine umfassende Tragweite, 

die sowohl die Steuerbefreiungen im Sinne von Artikel 157 des Einkommensteuergesetzbuches 

(Artikel 253 EStGB 1992) als auch die Steuersenkungen im Sinne von Artikel 162 § 1 des 

vorgenannten Gesetzbuches (Artikel 257 EStGB 1992) in sich schließt.  

 

 B.3.4.  Die im Bereich des Katastralertrages gewährten oder abgeschafften 

Steuerbefreiungen sind Sache des föderalen Gesetzgebers, wenn es sich um Befreiungen in 

bezug auf Immobiliarerträge handelt, die bei der Festsetzung der Einkommensteuer 

Berücksichtigung finden. Die Grundsteuerbefreiungen im Sinne der Artikel 157 und 162 des 

Einkommensteuergesetzbuches (Artikel 253 und 257 EStGB 1992) fallen in die Zuständigkeit 

des Regionaldekretgebers.  

 

 Beide Angelegenheiten dürften in Wirklichkeit wohl gemeinsame Merkmale aufweisen, 

weil Artikel 162 § 1 4° sich auf Artikel 9 § 1 bezieht. Da aber die Angelegenheiten 

verschiedenen Gesetzgebern zugeteilt worden sind, obliegt es jedem von ihnen, die jeweiligen 

Zuständigkeiten auszuüben, die dem einen durch § 4, dem anderen durch § 2 von Artikel 4 des 

Sondergesetzes vom 16. Januar 1989 zugewiesen werden.  

 

 B.3.5.  Der Erlaß und die Senkung gemäß dem vorgenannten Artikel 162 § 1 4° EStGB 

[Artikel 257 Nr. 4 des EStGB 1992] sind daher als eine ‘ Befreiung ’ von der Grundsteuer im 

Sinne von Artikel 4 § 2 des Finanzierungssondergesetzes vom 16. Januar 1989, nicht als 

Bestandteil der Festlegung des Katastralertrages als Bemessungsgrundlage der Grundsteuer zu 

betrachten.  

 

 Indem in der Flämischen Region kein Erlaß oder keine anteilige Senkung der Grundsteuer 

für unmöblierte bebaute Grundstücke, die im Laufe des Veranlagungsjahres völlig unbenutzt 

geblieben sind und keinerlei Erträge abgeworfen haben, mehr gewährt wird, hat der 

Dekretgeber nicht in die durch Artikel 4 § 4 des Finanzierungssondergesetzes vom 

16. Januar 1989 dem föderalen Gesetzgeber vorbehaltene Zuständigkeit für die Festlegung der 

Bemessungsgrundlage eingegriffen.  

 

 B.3.6.  Der Klagegrund ist unbegründet ». 
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 B.5.2.  In seinem Entscheid Nr. 71/96 vom 11. Dezember 1996 

(ECLI:BE:GHCC:1996:ARR.071) hat der Gerichtshof über eine Nichtigkeitsklage gegen die 

in B.2.2 erwähnte Ordonnanz vom 13. April 1995 geurteilt. In Bezug auf die Verteilung der 

Zuständigkeiten (Entscheid Nr. 71/96, vorerwähnt, B.5.1 bis B.5.6), hat der Gerichtshof im 

gleichen Sinne wie in dem vorerwähnten Entscheid Nr. 78/93 entschieden. 

 

 B.6.  Auch wenn sich der vorerwähnte Entscheid Nr. 78/93 auf ein mögliches Eingreifen 

in die damaligen Zuständigkeit der Föderalbehörde zur Festlegung der Bemessungsgrundlage 

des Immobiliensteuervorabzugs bezog, während die aktuell geprüfte Rechtssache ein 

mögliches Eingreifen in die Zuständigkeit des föderalen Sondergesetzgebers zur Regelung des 

Steuergegenstands dieser Steuer betrifft, bleibt dennoch festzuhalten, dass der Gerichtshof in 

seinem Entscheid Nr. 78/93 entschieden hat, dass der Erlass und die proportionale Ermäßigung 

gemäß Artikel 257 Nr. 4 des EStGB 1992 als « Befreiung » vom Immobiliensteuervorabzug im 

Sinne von Artikel 4 § 2 des Sondergesetzes vom 16. Januar 1989 anzusehen sind und somit in 

die Zuständigkeit der Regionen fallen. In seinem vorerwähnten Entscheid Nr. 71/96 hat der 

Gerichtshof genauso entschieden. 

 

 Aus den gleichen wie den in den Entscheiden Nrn. 78/93 und 71/96 aufgeführten Gründen 

war der Ordonnanzgeber befugt, Artikel 257 Nr. 4 des EStGB 1992 aufzuheben und die 

Möglichkeit auszuschließen, einen Erlass beziehungsweise eine proportionale Ermäßigung des 

Immobiliensteuervorabzugs im Falle der Nichtbenutzung oder Nichtproduktivität zu erhalten. 

Auf der Grundlage der Zuständigkeit, die ihm durch Artikel 4 § 2 des Sondergesetzes vom 

16. Januar 1989 zugewiesen wird, konnte der Ordonnanzgeber vorsehen, dass diese Steuer auch 

dann geschuldet bleiben muss, wenn die Immobilie aufgrund von Nichtbenutzung oder 

Nichtproduktivität - unabhängig davon, ob dies vom Willen des Steuerpflichtigen abhängt oder 

nicht - keine tatsächlichen Einkünfte erbracht hat. 

 

 B.7.  Insofern Artikel 27 der Ordonnanz vom 12. Dezember 2016 und Artikel 6 der 

Ordonnanz vom 23. November 2017 die Möglichkeit ausschließen, einen Erlass 

beziehungsweise eine proportionale Ermäßigung des Immobiliensteuervorabzugs im Falle der 

Nichtbenutzung oder Nichtproduktivität zu erhalten, sind sie vereinbar mit Artikel 4 § 2 des 

Sondergesetzes vom 16. Januar 1989. 
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 Aus diesen Gründen: 

 

 Der Gerichtshof 

 

 erkennt für Recht: 

 

 Insofern Artikel 27 der Ordonnanz der Region Brüssel-Hauptstadt vom 

12. Dezember 2016 « zur Festlegung des zweiten Teils der Steuerreform » und Artikel 6 der 

Ordonnanz der Region Brüssel-Hauptstadt vom 23. November 2017 « zur Festlegung der 

gesetzgeberischen Anpassungen im Hinblick auf die Übernahme des Dienstes des 

Immobiliensteuervorabzugs durch die Region Brüssel-Hauptstadt » die Möglichkeit 

ausschließen, einen Erlass beziehungsweise eine proportionale Ermäßigung des 

Immobiliensteuervorabzugs im Falle der Nichtbenutzung oder Nichtproduktivität zu erhalten, 

verstoßen sie nicht gegen Artikel 4 § 2 des Sondergesetzes vom 16. Januar 1989 bezüglich der 

Finanzierung der Gemeinschaften und Regionen. 

 

 Erlassen in französischer und niederländischer Sprache, gemäß Artikel 65 des 

Sondergesetzes vom 6. Januar 1989 über den Verfassungsgerichtshof, am 5. März 2026. 

 

 

 

Der Kanzler, Der Präsident, 

 

 

(gez.) Nicolas Dupont (gez.) Pierre Nihoul 

 


